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K~ine Steuerfreiheit für Parteiverl!€e 

An fra ge be antwortuni 

der Abg.Dr.S t übe r und Genossen, betreffend 
Steuerfreiheit von Par~eiverlBßen, teilt Bund~~mi~ister für Finanzen 
Dr.K ami t z mit,\ d.a.ss einE:rl"s8 des ~unel.esministeriums für Finanzen, 
wloher den Zeitungsverlagen der politisohen Parteien (Somialistischer 

Verlag G.m.b.R., 08terrei~hischer Verl~ G.m.b.a_.,KPö-Presee) l{örpersobatt­
steuerfreiheit wegen Gemeinnützigkeit muerkennt,nf,cht existiert. '~träge 
dieser Verlage a.uf eine solche Steu81'befreiung Sind im Bundesministerium für 
Fin!!.J'1len nie gestellt word.en. Die erwähnten GesallsChaft'sind unbeschränkt 

körperEJohaftsteuerpfliohtig. Es ist daher a.uch ~idh:tig, d~8 eine sOl,o~e 
"Steuerfreihe:U sogar 1"ÜQkwirkend z\1erkannt" worden s!i. Die gel te.nden Vo~ 
sohriften über Steuerbefreiu~ VOll !Cörperschaf'ten wegen GeJ!1einnütmigke1t sehen 

a.usdrücklieh vor, dasEi eine jur18t1~ohePerBon nicht als gemei~üt~ig anzuse ... 
, 

hen is'h werm sie einen Gewerbebetrieb 04er einen wirtsohaftlichen Geschäfte-
". '," '. .. ',. . '" '. i'" 

betrieb unterhält. Daraus ergibt sioh, dass jede an sichgemeinnUtzi~e ~ö:J:'per-
sohaft die Steuerb~frei\Ulg verlicu;t, wenn sie Unt(;)rnebmungen' betrEiibt,mi.~ 
denen sie in wirtsohaftliohen Wet.ibewerb zu anderen steuerpf11chtigell I<(jrper­
schaften t1'i tt. Die Entsoheidunsü1;>er die Frage, ob. eine juristische Perso,n 
wegen Gemeinnützigkeit von der' Kötpersohaftsteuer bef~it'werde~ ka.nn, ist 

übrisens,rUoht, wie 131s1938, eine ~~ss.ens:t'~ge,4ie in di.e Zl1stiind.igk:e~t 

des BUndesministeriums für Fina.n~enfKllt, sOndern eine, Reoh~sf~a.ge.ü'be:r die 
das zuständige Finanzamt zu entsoheiden hat. Gegen'dessen Entsoheidung 1st 

. ..... . .' . . . ." ~ 

ein ordentli09-es Reohtsmittelverfahrel'l zulässig,an 4a.ss1011allE!nfl!Jls 
ein Verwaltungsgerichtsho:t'verfahr~n ,anschliessen ka.Ia\. WelUl~i~b. daher eine 

. . 

Körperschaft dur-ch eine Entscheidung einer FinazlIIsb(ihör4el!i der Frage der 
Zuerkennung der ~meinnützigkeit besohwert eraohtet, 80 st~ht e~ ihr frei, 
im Rechtsmittelverfahren ihren vermeint11ohenRecb.~aM8~Cth.d~chzusetzen • 
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